
Mal ganz ehrlich, meine Damen und Herren, wer in 
Deutschland Steuerleistungen bezieht, der sollte viel-
leicht auch in Deutschland wohnen oder zumindest keine 
positiven Diskriminierungsmaßnahmen bekommen, so-
dass er noch mehr Geld bekommt, wenn er im Ausland 
wohnt, als wenn er in Deutschland wohnt. Das ist doch 
völlig irre.

(Beifall bei der AfD)
Immerhin, Sie versuchen, beim SGB XIV, dem Sozia-

len Entschädigungsrecht, noch nachzubessern. Das gilt ja 
zum Beispiel bei Impfschäden, bei Terroranschlägen, 
vielleicht auch bei Messerattacken, meine Damen und 
Herren. Ich darf Ihnen nur noch mal mit auf den Weg 
geben, dass die beste Politik bei diesen drei Politikfeldern 
ist, nicht irgendwie sozial nachzubessern, sondern die 
illegalen Migranten, die Messerstechereien verüben, ab-
zuschieben,

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Aber auch die ganzen 
Rechtsradikalen! Rechtsradikale raus!)

diejenigen fernzuhalten, die Terroranschläge bei uns voll-
bringen wollen, und, im Bereich der Impfnebenwirkun-
gen, vielleicht endlich mal den Gesundheitsminister zu 
entlassen und BioNTech und Pfizer ordentlich zu Straf-
zahlungen zu verpflichten ob der Produkte, die hier mas-
senhaft injiziert wurden. Dann brauchen wir auch die 
Änderungen im SGB XIV nicht.

Vielen herzlichen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Nächster Redner ist Jens Beeck für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Jens Beeck (FDP):
Hochverehrte Frau Präsidentin! Sehr verehrte Kolle-

ginnen und Kollegen! Die schlechte Nachricht bei diesem 
Gesetz ist: Ja, der deutsche Sozialstaat ist immer noch 
sehr komplex, er ist immer noch versäult. Die gute Nach-
richt ist: In dieser Koalition haben wir schon sehr viel 
dagegen getan, dass das negative Auswirkungen für die 
Betroffenen hat: mit dem Bürgergeld-Gesetz, mit dem 
Gesetz zum inklusiven Arbeitsmarkt, mit einer Reihe 
weiterer Vorschriften, die wir ins Werk gesetzt haben. 
Die Tätigkeit, die wir im sozialen Bereich bereits entfaltet 
haben, führt jetzt dazu, dass wir heute Anpassungen an 
verschiedenen Stellen vornehmen müssen, mehrere Hun-
dert Seiten stark. Das ist aber eine gute Nachricht, Herr 
Kollege von der AfD. Wir müssen nicht schrottwichteln. 
Wir wissen, was wir tun, weil wir wissen, was wir vorher 
getan haben.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD – Norbert Kleinwächter [AfD]: Ach!)

Deswegen ist das Gesetz bei all den Dingen, die tech-
nischer Natur sind, ein gutes Zeichen.

Die Kollegin Griese hat bereits darauf hingewiesen: 
Wir machen etwas bei der Erwerbsminderungsrente, wir 
machen etwas beim Schonvermögen im SGB IX. Das, 
was Sie gerade als an vielen Stellen offen skizziert haben, 
erledigen wir hier mit diesem Gesetz. Wir kümmern uns 
um Verbesserungen im SGB XIV, beispielsweise bei Dol-
metscherkosten im Rahmen von psychotherapeutischen 
Behandlungen. Auch das ist eine wichtige Nachbes-
serung, die bei den Menschen ankommt und die hilft,

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

bei einem Gesetz, das im Übrigen ja noch nicht einmal in 
Kraft ist.

Wir passen die Vorschriften des – Gott sei Dank – am 
1. Januar 2025 in Kraft tretenden Soldatenentschädi-
gungsgesetzes an. Wir sorgen endlich dafür, dass die 
Leistungen für versehrte Soldaten in Deutschland den 
Leistungen im SGB VII gleichgestellt werden – nicht 
denen im SGB V –, weil es klassischerweise auch dahin 
gehört. Es handelt sich ja um Schädigungen, die man 
innerhalb seines beruflichen Umfelds erlitten hat. Auch 
das setzt Anpassungen voraus, und diese setzen wir heute 
um.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ein besonderes Augenmerk möchte ich aber auf das 
Entschädigungsrecht und auf das SGB XIV legen, das 
erst zum 1. Januar 2024 in Kraft treten wird. Das haben 
wir 2019 beschlossen. Frau Staatssekretärin Griese hat 
freundlicherweise darauf hingewiesen: Das war ein be-
merkenswertes Verfahren, weil Sie, Herr Kleinwächter 
von der AfD, in diesem Gesetzgebungsverfahren endlich 
mal etwas geschafft haben. Sie haben nämlich mit einer 
vollständig unsäglichen Rede dafür Sorge getragen, dass 
alle anderen Fraktionen in diesem Hause – Kollege 
Aumer nickt – gesagt haben: Wir machen dieses Gesetz – 
jenseits von Opposition und Regierung – zusammen, weil 
wir die Verantwortung für Opfer von Terror und Gewalt 
in besonderer Weise gemeinsam verspüren. Wir stellen 
sicher, dass alle – außer Ihnen – bei der Abstimmung 
aufstehen und dieses Gesetz verabschieden. – Das haben 
wir geschafft. Jedenfalls hier haben Sie mal etwas be-
wirkt. Sie wussten aber nicht, dass Sie es bewirken wol-
len. Wir haben das richtige Gesetz gemacht.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Der Blick muss noch auf Folgendes gerichtet werden – 
es ist auch von der Kollegin Aeffner angesprochen wor-
den –: Wir haben eine fünfjährige Übergangsfrist bis zum 
1. Januar 2024. Regelungen zu den schnellen Hilfen kön-
nen bereits zuvor in Angriff genommen werden. Aber 
diese lange Übergangsfrist war ausdrücklicher Wunsch 
der Länder, um die Infrastrukturen für die Verfahren, 
aber auch für die direkten Hilfen zu schaffen. Man kann 
den heutigen Tag sicherlich auch nutzen, um noch mal an 
die Bundesländer zu appellieren, dass die lange Über-
gangsfrist auch genutzt werden muss, um die entspre-
chenden Strukturen tatsächlich zu schaffen. Natürlich 
wünschen wir uns alle, dass wir sie nicht brauchen.
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(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Aber jeder von uns hat, wenn er sich in seinem Wahlkreis 
umschaut, etwas Zweifel daran, ob alle schnellen Hilfen 
in Traumaambulanzen und insbesondere die Familienhil-
fen für die Geschädigten so zur Verfügung stehen wer-
den, wie wir uns das vorstellen und wie man das bei einer 
Vorbereitungszeit zwischen 2019 und 2024 erwarten 
könnte.

Lassen Sie uns das gemeinsam machen, Bund und 
Länder gemeinsam! Dann schaffen wir für die betroffe-
nen Menschen eine deutlich bessere Situation, als wir sie 
in Deutschland jemals hatten. Daran zusammenzuarbei-
ten, ist aller Mühen wert.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Ich danke Ihnen. – Jetzt erhält das Wort Jessica Tatti 

für die Fraktion Die Linke.
(Beifall bei der LINKEN)

Jessica Tatti (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kollegen! Im Zu-

sammenhang mit diesem Gesetzentwurf ist es an der Zeit, 
dass wir über eine schreiende Ungerechtigkeit sprechen; 
denn immer noch werden Menschen, die Leistungen der 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung be-
ziehen, schlechter behandelt als Bürgergeldempfänger. 
Betroffen sind hierzulande 1,2 Millionen Personen. Das 
sind Menschen, die nicht erwerbsfähig sind, es sind vor 
allem Ältere und chronisch Kranke. Sie sind im Renten-
alter oder können nicht mehr als drei Stunden täglich 
arbeiten. Für sie ist nicht das Jobcenter zuständig, son-
dern das Sozialamt.

Der Hauptunterschied zum Bürgergeld ist: Den Betrof-
fenen fehlen die Hoffnung und jede realistische Möglich-
keit, sich durch die eigene Erwerbsarbeit aus dem Sozial-
hilfebezug herauszuarbeiten. Zwar bekommen sie die 
gleichen Leistungen wie Leute im Bürgergeld, aber Ein-
kommen und Vermögen werden völlig unterschiedlich 
angerechnet. Man möchte doch eigentlich annehmen, 
dass wir als Gesellschaft ältere und gesundheitlich ein-
geschränkte Menschen ein bisschen großzügiger behan-
deln.

(Beifall bei der LINKEN – Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE]: So sollte es sein!)

Aber das tun wir nicht, im Gegenteil, und das ist zutiefst 
ungerecht.

Ein Beispiel: Eine 70-jährige Frau muss ihre Minirente 
mit Geld vom Sozialamt aufstocken. Trotzdem reicht ihr 
das Geld vorne und hinten nicht, um damit über die 
Runden zu kommen. Deshalb nimmt sie einen kleinen 
Job an und putzt im nahegelegenen Restaurant. Dafür 
bekommt sie 200 Euro im Monat. Schlimm genug, dass 
sie trotz Rentenalter noch arbeiten muss. Aber am Ende 
bleiben ihr von diesen sauer verdienten 200 Euro gerade 
mal 60 Euro übrig. Ganze 140 Euro, also 70 Prozent vom 

gesamten Verdienst, werden ihr weggenommen, werden 
ihr von der Sozialhilfe abgezogen. Zum Vergleich: Eine 
Frau im Bürgergeld könnte von diesen 200 Euro Er-
werbseinkommen das Doppelte, also 120 Euro, behalten. 
Diese Benachteiligung ist durch nichts zu rechtfertigen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Aber werden Sie das jetzt mit Ihrem Gesetz angehen? 
Wollen Sie diese unsinnige Schlechterstellung beenden? 
Nein, das wollen Sie nicht. Werden Sie die Schlechter-
stellung bei der Anrechnung von Vermögen beenden, 
sodass die Leute genauso viel Erspartes behalten dürfen 
wie beim Bürgergeldbezug? Nein, auch das wollen Sie 
nicht. Werden Sie wenigstens für ältere und chronisch 
kranke Menschen einen finanziellen Ausgleich schaffen, 
weil bei ihnen die Kosten zum Beispiel für Medikamente 
oder Zuzahlungen viel höher sind? Nein, nicht mal das 
wollen Sie. Ihr Gesetz vereinfacht das Leben der Betrof-
fenen in keiner Weise, und das zeugt von einer unglaub-
lichen Ignoranz.

(Beifall bei der LINKEN)
Wie zur Hölle erklären Sie diesen Menschen, dass Sie 

ihnen nicht einmal zugestehen, was man im Bürgergeld 
hat? Es müsste doch eine Selbstverständlichkeit sein, 
ältere und chronisch kranke Menschen zumindest nicht 
schlechterzustellen. Sie sammeln stattdessen in Ihrem 
Gesetzentwurf auf über 100 Seiten bürokratische Re-
gelungen ohne echten Wert für die Menschen. Wann krie-
gen Sie es eigentlich endlich mal hin, dass Ihre Politik das 
Leben der Menschen besser macht? Also, ich sehe hier ja 
schwarz.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Der nächste Redner ist Mathias Papendieck für die 

SPD-Fraktion.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 

FDP)

Mathias Papendieck (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Herr Norbert Kleinwächter hat hier 
nach dem SGB XIV gefragt und danach, wo es genau 
hinführt. Ich muss Ihnen mal eines ganz klar sagen: In 
Hanau hat ein Rechtsextremist neun Menschen erschos-
sen. Dadurch wurden viele Menschen traumatisiert. Wir 
müssen uns um diese Opfer kümmern, diesen rechten 
Terror in Deutschland.

(Dr. Harald Weyel [AfD]: Und einen grünen 
Kommunalpolitiker!)

Dementsprechend haben wir das Opferentschädigungs-
gesetz und das SGB XIV reformiert, Herr Kleinwächter.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Opfer von Terror und Gewalt jeglicher Form haben 
furchtbares Leid erlitten. Gewalttaten und sonstige Miss-
handlungen lassen sich nicht rückgängig machen. Sie 
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